
Um eine funktionierende Demokratie erhalten zu können, müssen die soziale Ungleichheit bekämpft und eine mitbestimmte 
Arbeitswelt mit guten Arbeitsbedingungen und armutsfesten Löhnen gefördert werden.

DEMOKRATIE UND SOZIALE UNGLEICHHEIT  | 

Politik muss stärker auf soziale 
Gerechtigkeit ausgerichtet werden

Aktuelle Daten zeigen, dass sich das Vertrauen der Menschen in die Demo-
kratie derzeit auf einem krisenhaft niedrigen Niveau befindet. Dabei gibt es 
einen starken Zusammenhang mit dem Einkommen der Menschen. In den 
unteren Einkommensklassen hat beispielsweise fast die Hälfte der jeweils 
Befragten nur wenig Vertrauen in den Bundestag. Einkommen und Vermö-
gen sind in Deutschland nach wie vor stark ungleich verteilt. Notwendig ist 
daher eine Politik, die diese ungleiche Einkommensverteilung substanziell 
mindert. Um dem Vertrauensverlust in die Demokratie entgegenzuwirken, 
ist überdies eine Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung wichtig. Denn 
Untersuchungen zeigen positive Zusammenhänge von demokratisieren-
den Aspekten der Mitbestimmung, Mitgestaltungsmöglichkeiten und de-
mokratischen Einstellungen. Gerade in der Transformation braucht die Poli-
tik genügend Rückhalt für die notwendigen Veränderungsprozesse zur 
ökologischen Modernisierung. Diesen kann sie aber nur erhalten, wenn ein 
hinreichend großes Vertrauen der Bevölkerung in die Demokratie und die 
Problemlösungskompetenz der politischen Akteure vorhanden ist.

sen in den politischen Prozess 
einbringen zu können. 
In der Realität ist dieses Versprechen 
aber oft nicht eingelöst. Die Interessen 
sozial schlechter Gestellter werden 
deutlich weniger in politischen Ent-
scheidungen berücksichtigt. Das zeigt 
Lea Elsässer klar in einer Untersu-
chung der Bundestagsentscheidun-
gen über einen Zeitraum von 30 (!) 
Jahren: Es gab keine einzige größere 
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Dass alle aufgrund gleicher Rechte 
auch in gleichem Maße die Gesell-
schaft mitgestalten können, ist ein 
zentrales Versprechen der Demokra-
tie. Unabhängig von wirtschaftlichem 
oder sozialem Hintergrund sollen glei-
che Möglichkeiten bestehen, Lebens-
umstände mitzugestalten und Interes-

Reform, die nur von den unteren, aber 
nicht von den oberen sozialen Klassen 
gewollt war. Entscheidender Faktor für 
die Zugehörigkeit zu unteren oder 
oberen sozialen Klassen ist die Verfü-
gung über finanzielle Ressourcen.1 
Dieses uneingelöste Versprechen 
macht sich zunehmend in sinkendem 
Vertrauen gegenüber öffentlichen Ins-
titutionen bei den ärmeren Bevölke-
rungsgruppen und einer wachsenden 
Unzufriedenheit mit der Demokratie 
bemerkbar.  

Daten zeigen: Ungleichheit in der 
Gesellschaft führt bei den Menschen 
zu Vertrauensverlust in die Demokratie 

Wie eine Analyse des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) der Hans-Böckler Stiftung aus 
dem November 2023 auf Basis der Da-
ten des Sozioökonomischen Panels 
(SOEP) zeigt, gibt es einen Zusammen-
hang zwischen der bestehenden Un-
gleichheit in einer Gesellschaft insge-
samt und dem Vertrauen, das die 
Menschen in die Demokratie als sol-
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che haben2. Weiterhin zeigt sich, dass 
das Vertrauen der Menschen in die In-
stitutionen der Demokratie in starkem 
Maße von der Höhe ihrer eigenen Ein-
kommen abhängt.3 So gibt beispiels-
weise in den hohen Einkommensklas-
sen nur ein Fünftel an, wenig Vertrauen 
in den Bundestag zu haben, bei den 
mittleren Einkommensklassen sind es 
bereits 30 Prozent und bei den Perso-
nen, die als arm gelten, sind es 40 Pro-
zent. Von Personen, die fünf Jahre in 
ununterbrochener Folge als arm gel-
ten, sogenannte „dauerhaft Arme“, gibt 
sogar fast die Hälfte an, wenig Ver-
trauen in den Bundestag zu haben.4  
Bezogen auf Parteien und Politiker ist 
der Vertrauensunterschied zwischen 
ökonomisch gut zu schlecht gestellten 
Personengruppen noch deutlicher: Et-
was mehr als ein Drittel der Reichen, 
aber deutlich mehr als die Hälfte der 
temporär und dauerhaft Armen hat in 
Parteien und Politiker nur wenig Ver-
trauen.5  
Die WSI-Auswertung der Erwerbsper-
sonenbefragung der Hans-Böck-
ler-Stiftung aus dem Sommer 20236  
hatte bereits ergeben, dass nur 14 Pro-
zent der Erwerbspersonen großes 
oder sehr großes Vertrauen in die Bun-
desregierung haben, hingegen 53 we-
nig oder überhaupt kein Vertrauen. 
Auch in dieser Befragung zeigte sich 
eine Korrelation zwischen dem entge-
gengebrachten Vertrauen und der Ein-
kommenssituation: Bei den Befragten 
mit einem niedrigen Nettoäquiva- 
lenzeinkommen von unter 1.500 Euro 
im Monat haben 62 Prozent wenig oder 
überhaupt kein Vertrauen in die Bun-
desregierung, bei den Befragten mit 
einem höheren Nettoeinkommen von 
über 3.500 Euro sind es nur 44 Pro-
zent.7 

AK-Befragung bestätigt diese 
Befunde für das Saarland

Der alarmierende Zusammenhang zwi-
schen wirtschaftlicher Ungleichheit und 
sinkender Zufriedenheit mit der Demo-
kratie zeigt sich auch in den Ergebnis-
sen einer Befragung, welche die 
Arbeitskammer repräsentativ unter 
saarländischen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten durchgeführt 
hat.8 Zunächst lässt sich feststellen, 
dass sich deutlich über 80 Prozent der 
saarländischen Beschäftigten um den 
zunehmenden Unterschied zwischen 
arm und reich sorgen (siehe obere Gra-
fik). Und zwar über alle Einkommens-
gruppen hinweg, also unabhängig da-
von, ob sie selbst zu den ärmeren oder 
reicheren Bevölkerungsgruppen gehö-
ren. Und auch bei der Frage nach den 
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Handlungsprioritäten für die Landesre-
gierung hält mehr als die Hälfte der Be-
fragten die Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ungleichheit für eins der drän-
gendsten Themen.
Weiterhin zeigt sich dann ein Zusam-
menhang zwischen der Sorge um die 
Schere zwischen arm und reich und der 
Zufriedenheit mit der Demokratie. Wer 
sich Sorgen um die wachsende Kluft 
zwischen arm und reich macht, sieht of-
fenbar auch Grund zur Unzufriedenheit 
mit der Demokratie. Wobei diejenigen, 
die wirtschaftlich schlechter dastehen, 
sich deutlich häufiger unzufrieden mit 
der Demokratie in Deutschland äußern 
als wirtschaftlich besser Gestellte (siehe 
untere Grafik). Während die Menschen 
mit einem Haushaltsnettoeinkommen 
ab 3.800 Euro zu 38 Prozent angeben, 
(eher) unzu-
frieden mit 
der Demo-
kratie zu 
sein, sagen 
die Men-
schen mit ei-
nem Haus-
haltsnetto-
einkommen 
z w i s c h e n 
521 Euro und 
1.700 Euro 
dies zu 63 
Prozent.
Es steht au-
ßer Zweifel, 
dass die Po-
litik der letz-
ten Jahr-
zehnte zu 
einer größe-
ren Un-
gleichvertei-
lung der 
Einkommen 
und Vermö-
gen geführt 
hat und 
ebenso, dass 
die Einkom-
men längst 
nicht mehr 
für alle Ar-
beitnehmer 
und Arbeit-
n e h m e r i n -
nen ein wür-
diges Dasein 
und eine si-
chere Rente 
e r m ö g l i -
chen. Ohne, 
dass sich 
diese Situa-
tion substan-
ziell ändert, 

wird sich das gesunkene Vertrauen in 
die Politik und die bestehende demo-
kratische Ordnung nicht wieder erho-
len. Dabei besteht allerdings die Gefahr, 
dass populistische Parteien das Ver-
sprechen angemessener Einkommen 
und sicherer Renten gegen eine angeb-
lich nicht mehr funktionierende Demo-
kratie ausspielen. Mit einfachen Schein-
lösungen und der Verschiebung der 
Problemursachen auf die Zuwanderung 
nach Deutschland wird die Spaltung 
der Gesellschaft vorangetrieben und 
eine Mobilisierung gegen das demo-
kratische System befeuert. Vor diesem 
Hintergrund sind positive Erfahrungen 
mit demokratischen Verfahren, die im 
persönlichen Umfeld aufzeigen kön-
nen, wie demokratische Prozesse zu 
Stärkung und Durchsetzung eigener In-

Um die Sicherheit Ihres Arbeitsplatzes.

Um die wirtschaftlichen Lage meines Arbeitgebers.

Um Ihre berufliche Zukunft.

Um Ihre eigene Gesundheit.

Um Ihre eigene wirtschaftliche Situation.

Dass ich meinen Lebensstandard nicht mehr halten kann.

Um die Zuwanderung nach Deutschland.

Um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung.

Um den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft.

Dass der Unterschied zwischen Arm und Reich immer größer wird.
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Quelle: AK-Beschäftigtenbefragung 2023                                                                                               Arbeitskammer des Saarlandes

Angaben in %

Wie ist es mit folgenden Gebieten: 
Machen Sie sich da Sorgen?

Über 80 Prozent der saarländischen Beschäftigten sorgen sich 
um den zunehmenden Unterschied zwischen Arm und Reich.

3.800 Euro und mehr

1.700 bis unter 3.800 Euro

521 bis unter 1.700 Euro 63%

54%

38%

Quelle: AK-Beschäftigtenbefragung 2023                                                 Arbeitskammer des Saarlandes

"Ich bin (eher) unzufrieden mit der Demokratie  
in Deutschland"

Einkommensgruppen (Netto-Haushaltsein-
kommen) und Unzufriedenheit mit der  

Demokratie in Deutschland

Wer weniger verdient, ist unzufriedener mit der Demokratie in 
Deutschland als wirtschaftlich besser Gestellte.



• Wenn ich in meinem Betrieb aktiv 
werde, kann ich etwas zum Positiven 
verändern.12

Diese Einzelitems zeigen eine deutli-
che Nähe zu zentralen Aspekten des 
Konzepts „Gute Arbeit“, wie es vom 
DGB entwickelt wurde: Partizipation, 
offenes Meinungsklima, Kollegialität, 
Mitgestaltung.
Die Autorinnen und Autoren können 
mit ihren Daten zeigen, dass eindeu-
tige Korrelationen zwischen der Zu-
stimmung zu den vier Aussagen und 
der Zufriedenheit mit der Demokratie 
bestehen. Zum einen führt die be-
triebliche Erfahrung von Beteiligung, 
Solidarität und Anerkennung dazu, 
dass die Personen weniger rechtsext-
remen Einstellungen zuneigen. Zum 
anderen stehen Personen mit solchen 
Erfahrungen der Demokratie positiver 
gegenüber: Der Demokratie als Idee, 
der Demokratie als politischem Sys-
tem des deutschen Grundgesetzes 
und – sogar am deutlichsten – der De-
mokratie so, wie sie real in Deutsch-
land umgesetzt ist.13  
Wie die Autoren der Studie schreiben, 
spielt die „Mitbestimmung als instituti-
onalisierte, demokratische Teilhabe 
von Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen in Betrieb und Unterneh-
men (...) hier eine zentrale Rolle.“14 Eine 
gut gelebte, funktionierende betrieb-
liche Mitbestimmung ist damit nach-
gewiesenermaßen ein wirksames Mit-
tel, um das Vertrauen in die 
Demokratie und die Zufriedenheit mit 
ihr zu stärken.

Stärkung der Demokratie gerade in 
Zeiten der Transformation und des 
Kampfes gegen den Klimawandel 
von entscheidender Bedeutung

Mit der digitalen und ökologischen 
Transformation besteht das Risiko, 
dass viele Fragen sozialer Gerechtig-
keit weiter verschärft werden. Der Zu-
lauf zu rechtsextremen Gruppierun-
gen wächst auch aufgrund von 
Abstiegsängsten und dem Gefühl, die 
Veränderungen nicht bewältigen zu 
können. Um sich autoritären Kräften 
wirksam entgegenzustellen, die ver-
suchen, von der Unsicherheit zu profi-
tieren, ist es entscheidend, dass die 
demokratischen Parteien ihre Politik 
viel stärker auf soziale Gerechtigkeit 
ausrichten. Nur durch die Bekämpfung 
sozialer Ungleichheit und durch die 
Förderung einer mitbestimmten Ar-
beitswelt mit guten Arbeitsbedingun-
gen und armutsfesten Löhnen für alle 
können wir eine lebendige und funkti-
onierende Demokratie aufrechterhal-
ten.

teressen führen, dringend notwendig. 
Die Frage ist, wo solche Erfahrungen 
gemacht werden können. Eine wichtige 
Möglichkeit hierzu bietet die Arbeits-
welt.

Erlebte Betriebliche Mitbestimmung 
stärkt demokratisches Bewusstsein 

Wie bundesweite Untersuchungen 
und auch die AK-Beschäftigtenbefra-
gung zeigen, sind die Beschäftigten, 
die bei ihrer Arbeit mitgestalten kön-
nen, deren Beschwerden und Vor-
schläge beachtet werden, die ihre Ar-
beit selbst planen oder bei der 
Einführung digitaler Technologien 
mitreden können, deutlich weniger 
unzufrieden mit der Demokratie und 
den politischen Einflussmöglichkeiten 
(siehe Grafik unten). Wer bei seiner Ar-
beit Selbstwirksamkeit und demokra-
tische Einflussmöglichkeiten erfährt, 
erkennt diese Möglichkeiten auch 
eher im politischen System.

Empirische Daten zum 
Zusammenhang von Mitbestimmung 
und Demokratievertrauen

Die von der Friedrich-Ebert Stiftung pub-
lizierte „Mitte Studie“ weist darauf hin, 

dass es für die Arbeitswelt „empirisch po-
sitive Zusammenhänge von demokrati-
sierenden Aspekten der Mitbestimmung, 
Mitgestaltung und Solidarität mit demo-
kratischen Einstellungen und Ablehnung 
von Menschenfeindlichkeit“ gibt.9 Bezo-
gen wird sich hier auf eine Studie, bei der 
in ostdeutschen Betrieben untersucht 
wurde, „wie Beteiligung, Solidarität und 
Anerkennung hier erlebt werden und wie 
sich dieses Erleben auf die politischen 
Einstellungen der Lohnabhängigen aus-
wirkt.“10 Dass die betrieblichen Erfahrun-
gen von Mitbestimmung, Mitgestaltung 
und Solidarität einen Einfluss auf die Ein-
stellung der Personen zur (außerbetrieb-
lichen) Demokratie haben, begründen 
die Autorinnen und Autoren mit der An-
nahme, dass der Erwerbsarbeit eine 
wichtige Rolle bei der Persönlichkeitsbil-
dung von Menschen zukommt.11 In der 
Studie sollten die Befragten vier Aussa-
gen bewerten:
•  Ich fühle mich bei Entscheidungen im 
Arbeitsalltag nicht übergangen.
• Ich kann in meinem Betrieb offen über 
Betriebsräte und Gewerkschaften spre-
chen, ohne Nachteile befürchten zu müs-
sen.
• Probleme oder Konflikte im Betrieb löse 
ich am besten gemeinsam mit den Kolle-
gen und Kolleginnen.
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Meine Vorschläge 
werden meist 
nicht beachtet.

Meine Vorschläge 
werden selten 

beachtet.

Meine Vorschläge 
werden häufig 

beachtet.

Meine Vorschläge 
werden meistens 

beachtet.

41%

48%
52%

60%

Unzufriedenheit mit der Demokratie

Quelle: AK-Beschäftigtenbefragung 2023                                                                                                            Arbeitskammer des Saarlandes

Je weniger Vorschläge bei der Arbeit beachtet werden, 
desto unzufriedener sind die Beschäftigten 

mit der Demokratie.

Eine funktionierende betriebliche Mitbestimmung ist ein wirksames Mittel, um 
das Vertrauen in die Demokratie und die Zufriedenheit mit ihr zu stärken.



In der AK-Beschäftigtenbefragung wur-
den die Befragten abschließend gefragt, 
in welchen Politikfeldern sie den größ-
ten Handlungsbedarf für die Landesre-
gierung des Saarlandes sehen. Mit rund 
69 Prozent der Nennungen an erster 
Stelle rangierte der Bereich Gesund-
heitswesen/ Pflege. Den zweiten Rang 
aber belegte mit rund 51 Prozent das 
Themengebiet „Verringerung von Armut 
und sozialer Ungleichheit“. Dieses Sig-
nal muss die Politik unbedingt ernst 
nehmen, wenn die Transformation ge-
lingen und die unabdingbaren Maß-
nahmen gegen den Klimawandel Rea-
lität werden sollen.

Carina Webel leitet die Abteilung 
Wirtschafts- und Umweltpolitik. 
Dr. Matthias Hoffmann ist Referent für 
Arbeitspolitik und betriebliche Sozial-
politik.
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Online-Befragung der Arbeitskammer

Im Februar 2023 hat die Arbeitskammer des Saarlandes zum ersten Mal eine 
repräsentative Online-Befragung bei saarländischen abhängig Beschäftigten 
durchgeführt, begleitet von einem externen wissenschaftlichen Beirat. 

Die zentralen Leitfragen waren: Wie sieht die aktuelle Lebens- und Arbeitssi-
tuation der saarländischen Beschäftigten aus? Welche Einschätzungen 
haben die Beschäftigten in Bezug auf die drängendsten Fragen der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung im Transformationsprozess?

Befragt wurden sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und ausschließlich 
geringfügig Beschäftigte. Die disproportional geschichtete Stichprobe 
umfasste 20.000 Personen und wurde auf betriebliche und ausgewählte 
berufsbezogene Merkmale kontrolliert. Rund 3.000 Befragte haben sich 
beteiligt. Die Ergebnisse sind für die Grundgesamtheit verallgemeinerbar.

Weitere Informationen und ausgewählte Ergebnisse finden Interessierte 
unter www.arbeitskammer.de/themenportale/gute-arbeit/ak-beschaeftig-
tenbefragung 

ANMERKUNGEN | 
 
1) Elsässer, Lea: Wessen Stimme 
zählt? Soziale und politische 
Ungleichheit in Deutschland. Frankfurt 
am Main/ New York 2018.
2) Brülle, Jan, Dorothee Spannagel: 
Einkommensungleichheit als 
Gefahr für die Demokratie. WSI- 
Verteilungsbericht Nr.90/ 2023, S.5. 
3) Ebd., S.15.
4) Ebd., „Die gängige Armutsgrenze liegt 
bei 60 Prozent des Medianeinkommens, 
bei weniger als 50 Prozent spricht 
man von strenger Armut. Das 
Medianeinkommen ist das Einkommen, 
das genau in der Mitte liegt, wenn man alle 
Einkommen der Höhe nach anordnet. Für 
das Jahr 2022 liegt die Armutsgrenze im 
Mikrozensus für einen Singlehaushalt bei 
einem verfügbaren Haushaltseinkommen 
von knapp 1.200 Euro pro Monat, 
strenge Armut fängt bei weniger als 
1.000 Euro an. Wer ein verfügbares 

Haushaltseinkommen von mehr als 
dem Zweifachen des Medians hat, ist 
einkommensreich (also knapp 4.000 Euro 
für eine alleinlebende Person).“, ebd S.7.
5) Ebd., S.15.
6) Vgl. WSI Pressedienst vom 14.09.2023 
zur Erwerbspersonenbefragung der 
Hans-Böckler-Stiftung aus dem Juli 2023. 
Befragt wurden rund 5000 erwerbstätige 
und arbeitsuchende Personen.
7) Ebd., S.12.
8) Arbeitskammer des Saarlandes 
(Hg.): AK-Beschäftigtenbefragung 
2023. Ausgewählte Ergebnisse 
einer repräsentativen Befragung bei 
abhängig Beschäftigten im Saarland. 
9) Andreas Zick, Beate Küpper, 
Niko Mokris (Hg.): Die distanzierte 
Mitte. Rechtsextreme und 
demokratiegefährdende Einstellungen in 
Deutschland 2022/23, Bonn 2023, S.363.
10) Kiess, Johannes und Andre 

Schmidt: Beteiligung, Solidarität und 
Anerkennung in der Arbeitswelt: 
industrial citizenship zur Stärkung der 
Demokratie, in: Oliver Decker, Elmar 
Brähler (Hg.) Autoritäre Dynamiken. Alte 
Ressentiments – neue Radikalitäten. 
Leipziger Autoritarismusstudien 
2020, S. 119-149, hier S.119.
11) Ebd., S. 126.
12) Ebd., S. 132.
13) Ebd., S. 138 ff.
14) Ebd., S. 122.


